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Die Aus- und Weiterbildung im Sicherheitsgewerbe 
 
In der Aus- und Weiterbildung im Sicherheitsgewerbe wurden in den vergangenen Jahren deutliche 
Fortschritte erzielt. Ab dem 01.04.1996 wurde die Teilnahme für jeden neuen Mitarbeiter und 
Unternehmer als Pflicht festgelegt.  
Ab dem 01.01.2003 wurden die Unterrichtungsverfahren erweitert. 
Die unselbständigen (Mitarbeiter) von 3 auf 5 Tage „40 Unterrichtseinheiten“. 
Für die Unternehmer von 5 auf 10 Tage „80 Unterrichtseinheiten“. 
 
Für verschiedene Tätigkeiten wird das erfolgreiche Ablegen der Sachkundeprüfung bei einer Industrie- 
und Handelskammer gefordert. 

• Kontrollgänge in öffentlich- rechtlichen Bereichen (Citystreifen) 
• Kaufhausdetektive 
• Einlasskontrollen im Eingangsbereich von Gastgewerblichen Diskotheken 
• Kontrolltätigkeiten in Hausrechtsbereichen mit tatsächlich öffentlichem Verkehr 
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Das Recht in der Bundesrepublik Deutschland 
 
Der Begriff Recht näher betrachtet: Recht im objektiven Sinne ist die Rechtsordnung. Die 
Rechtsordnung ist die Gesamtheit aller Rechtsvorschriften, durch die das Verhältnis der Menschen 
zueinander zu den übergeordneten Hoheitsträgern oder auch zwischen diesen geregelt ist. 
Das zeigt auf das wir in Deutschland zwei unterschiedliche Rechtsgebiete haben. 
 
Das öffentliche Recht 
Das öffentliche Recht als Teil der staatlichen Rechtsordnung, der die Rechtsverhältnisse zwischen 
dem Staat und seinen Bürgern regelt. 

 
Das Privatrecht 
Das Privatrecht ist der Teil der Rechtsordnung, der die Rechtsbeziehungen der Bürger untereinander 
und von privatrechtlichen Gesellschaften und Verbänden regelt 

 
Die Sicherheitsmitarbeiter werden grundsätzlich imm er im Rahmen des Privatrechtes tätig und 
haben keine hoheitlichen Rechte. 
 
 
 
 
 
 
 
 
                            Öffentliches Recht                                                     Privatrecht 
 
 
 
 
 
 
 
 
                          Staat ist Übergeordnet                                            Gleichstel lung 
 
 
                          
                            
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Die Polizei ist grundsätzlich nur im öffentlichen Bereich Zuständig, es sei denn im Privatbereich ist 
etwas geschehen das die öffentliche Sicherheit betrifft, (Straftat o. ä.). 
 
Für die Zuordnung kommt es nicht darauf an, wer tät ig wird, sondern welche Funktion er in 
diesem Moment ausübt (privat oder staatlich) 
 
 
 

Zweiteilung des staatlichen Rechts in der BRD 
Die Gesamtheit aller Rechtsvorschriften ist das Recht 

(Richtlinien, Verordnungen, Gesetze) 

die das zusammenleben 
zwischen Staat und 
Bürgern regelt. 

die das zusammenleben 
zwischen Bürgern und 
Bürgern regelt. 

Öffentliches Recht 
Grundgesetz/ 
StGB/StPO 

Privatrecht  
BGB/ 

Wirtschaftsrecht/ 
BetrVG 

Verhältnis des Staates 
zum Bürger (nur in 

hoheitlicher Tätigkeit) 

Verhältnis der Bürger 
zueinander 

 A: 
 Öffentliches    
 Recht 
 Sachgebiet 1 
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Das Grundgesetz 
 
Das Grundgesetz ist zugleich die Verfassung der BRD. Dies ist das oberste und wichtigste 
Gesetzbuch. Das Grundgesetz steht allen anderen Rechtsnormen vor. Hier wird die staatliche 
Grundordnung festgelegt, indem die Staatsform, die jeweilige Rechtsstellung der Bürger und die 
Aufgaben der Verfassungsorgane regeln. 
Das Grundgesetz enthält Artikel (Artikel 1- 19) im Abschnitt 1 dies sind die Grundrechte. Der abschnitt 
2 (Artikel 20-37) enthält Regelungen über die Staatsform der BRD und die Verhältnisse von Bund und 
Ländern. 
 
Die Grundrechte gelten grundsätzlich für alle Bürger. 
 
In diese Grundrechte darf nur auf Grund anderer Ges etze und Vorschriften eingegriffen 
werden. 
 
 
Artikel 1 GG: Schutz der Menschen (Die Würde des Menschen ist unantastbar) 
 
Artikel 2 GG:  Freiheitsrechte (freie Entfaltung der Persönlichkeit) 
                       Recht auf Leben (Tötung ist Strafbar) 
                       Recht auf körperliche Unversehrtheit (Körperverletzung ist Strafbar) 
                       Recht auf Freiheit (Freiheitsberaubung ist Strafbar) 
 
Artikel 10 GG:   Brief-, Post-, Fernmeldegeheimnis 
Artikel 13 GG:   Unverletzlichkeit der Wohnung 
Artikel 14 GG:    Eigentum 
Artikel 104 GG:  Rechtsgarantie bei Freiheitsentzug 
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Recht der Öffentlichen Sicherheit und Ordnung 
 
Grundlagen rechtsbewussten Handelns  
Menschen wollen z.B. zu Hause, in ihrem Wohnumfeld, in öffentlichen Verkehrsmitteln, am 
Arbeitsplatz, in der Schule, beim Einkauf, bei Veranstaltungen oder im Urlaub sicher leben können.  
 
Die Gewährleistung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung ist Aufgabe des Staates. Deswegen ist 
auch der Staat mit dem so genannten Gewaltmonopol ausgestattet. 
 
Nur kann und wird der Staat nicht immer und überall sein und nicht alle Sicherheitsbedürfnisse seiner 
Bürger befriedigen können. Da Sicherheit individuell beurteilt und empfunden wird, ist das Bedürfnis, 
sich, seine Wohnung, seine Betriebsstätte, seine Veranstaltung, sein Verkehrsmittel zu schützen, 
unterschiedlich ausgeprägt. Es ist abhängig von der Lebenssituation des Einzelnen bzw. von der der 
jeweiligen Bedrohungsanalyse und den gesetzlichen Vorgaben.  
 
Zunächst ist jeder Bürger gefordert, seine Wohnung selbst zu sichern, jeder Veranstalter und jeder 
Betrieb verpflichtet, entsprechende Maßnahmen zu seiner Sicherheit zu treffen bzw. die Gefahren zu 
begrenzen, die von dem Betrieb ausgehen (vgl. z.B. Art. 14, Abs. 2 GG: Eigentum verpflichtet ….) 
 
Wenn der Verantwortliche nicht willens oder in der Lage ist, sein Eigentum selbst zu sichern und 
seinen weiteren Verpflichtungen nachzukommen, kann er gewerbliche Sicherheitsdienstleistungen 
(genannt Bewachungsgewerbe oder Sicherheitsgewerbe) in Anspruch nehmen. Artikel 12 
Grundgesetz ermöglicht jedem Deutschen unter den Rahmenbedingungen der Gewerbeordnung und 
der Bewachungsverordnung, gewerbliche Sicherheitsdienstleistungen anzubieten. Dieses Recht steht 
auch jedem EU-Bürger auf der Grundlage der „Charta der Grundrechte der Europäischen Union“ zu. 
Der Privatmann, der Gewerbetreibende, der Veranstalter kann sich also seine Sicherheit kaufen. Der 
Staat muss sich nämlich auf seine Kernaufgaben beschränken. Der Staat hat kein 
Sicherheitsmonopol. 
 
Das Sicherheits- und Bewachungsgewerbe leistet heute einen unverzichtbaren Beitrag zur 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung und wird zunehmend im öffentlichen Raum tätig. Präsenzstreifen 
in Fußgängerzonen und Einkaufszentren sowie in öffentlichen Verkehrsanlagen sind nicht mehr 
wegzudenken, keine Großveranstaltung findet ohne eigenen Veranstaltungsdienst statt. Die Polizei 
einerseits und das Sicherheits- und Bewachungsgewerbe andererseits sind auf Zusammenarbeit 
angewiesen. So sind über die Zusammenarbeit im Einzelfall hinaus in vielen Städten und Gemeinden 
Kooperationsvereinbarungen (Public-Private-Partnership) getroffen worden, in denen es vorrangig um 
einen verbesserten und kontinuierlichen Informationsaustausch geht.  
Diese Kooperationsvereinbarungen tasten nicht das staatliche Gewaltmonopol an. 
 
Das staatliche Gewaltmonopol ist ein wesentlicher Bestandteil des Rechtsstaatenprinzips. 
Grundsätzlich darf nur der Staat zur Erfüllung seiner Aufgaben und damit zur Aufrechterhaltung der 
öffentlichen Sicherheit und Ordnung Gewalt anwenden. Diese Gewaltanwendung bedarf immer einer 
gesetzlichen Ermächtigung und darf nur als letztes Mittel, wenn also die staatliche Verfügung, die 
staatliche Anordnung nicht befolgt wird, unter Beachtung der Verhältnismäßigkeit ausgeübt werden. 
Beispiele hierfür sind Eingriffsmaßnahmen zur Strafverfolgung wie Beschlagnahmen, körperliche 
Untersuchungen, Durchsuchungen von Personen oder Wohnung nach der Strafprozessordnung sowie 
Maßnahmen zur Gefahrenabwehr wie ebenfalls Durchsuchungen und Sicherstellungen, Ingewahr-
samnahmen, Platzverweisen, Razzien nach den Landespolizeigesetzen. Der Personenkreis, der für 
die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse legitimiert ist, ist in der Regel Angehöriger des 
öffentlichen Dienstes und steht in einem öffentlich-rechtlichen Dienst- und Treueverhältnis (siehe z.B. 
Art. 33 Abs. 4 GG). 
Gäbe es dieses fundamentale Rechtsstaatenprinzip nicht und würde der Staat auf Kernaufgaben wie 
Verhütung von Straftaten sowie Strafverfolgung verzichten, käme möglicherweise das „Gesetz der 
Straße“ zur Anwendung. Bürger könnten versuchen, ihre Rechte beliebig durchzusetzen und zum 
Beispiel Straftäter selbst zur Rechenschaft zu ziehen. 
 
Aus dem Gewaltmonopol des Staates darf aber nicht geschlossen werden, dass der Bürger seine 
Rechte nicht notfalls auch mit Gewalt verteidigen darf. 
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Grundsätzlich muss der Bürger seine Rechtsansprüche zwar mittels gesetzlich vorgeschriebener 
Verfahren durchsetzen. Bei einer zivilrechtlichen Streitigkeit wie z.B. der Nichterfüllung von Verträgen 
oder Schadensersatzforderungen muss der Bürger –soweit keine außergerichtliche Einigung möglich 
ist – den zivilrechtlichen Klageweg bestreiten. Wird der Bürger Opfer einer Straftat, muss er 
Strafanzeige erstatten oder einen Strafantrag stellen und kann sich nicht selbst bei dem Täter rächen.  
 
In Ausnahmefällen, in denen der Staat nicht präsent ist, darf aber auch der Bürger zur Sicherung bzw. 
Durchsetzung seiner Rechte notfalls Gewalt anwenden. Diese Rechte werden Notrechte, Selbsthilfe-
rechte, Jedermannsrechte genannt.  
Auch das Sicherheits- bzw. Bewachungsgewerbe hat das Recht, den beruflichen Auftrag und damit 
den Kundenauftrag zu erfüllen und notfalls mit Gewalt durchzusetzen. 
Die Rechtsgrundlage ist zunächst ein Vertrag. Der Kunde als Auftraggeber schließt nämlich mit dem 
Bewachungsunternehmer als Auftragnehmer einen Dienstvertrag: 
 
§ 611 BGB Vertragstypische Pflichten beim Dienstver trag 

(1) Durch den Dienstvertrag wird derjenige, welcher  Dienste zusagt, zur Leistung der 
versprochenen Dienste, der andere Teil zur Gewährun g der vereinbarten Vergütung 
verpflichtet. 

(2) Gegenstand des Dienstvertrages können Dienste j eder Art sein.  
 
Der jeweilige berufliche Auftrag ist also in einem zivilrechtlichen Vertrag festgelegt, der dann durch die 
Dienstanweisung an die Mitarbeiter umgesetzt wird. Auftraggeber ist hier nur der jeweilige Kunde und 
nicht der Staat. Folglich wird der Kunde, wenn es um Bewachungen geht, seine Besitzrechte wie z.B. 
Besitzwehr, Hausrecht oder Besitzverkehr und ggf. auch seine weiteren Selbsthilferechte an den 
Auftragnehmer, der damit rechtlich zum Besitzdiener wird, übertragen.  
 
In Einzelfällen überträgt der Staat hoheitsrechtliche Befugnisse wie Kontrollen im Luftverkehr auch an 
Private. Das Luftverkehrsgesetz (LuftVG) ermächtigt die Luftfahrtbehörden u. a. zu Fluggastkontrollen. 
Die zuständigen Luftfahrtbehörden haben die Möglichkeit, sich in Teilaufgaben wie Durchsuchung von 
Personen, Durchleuchtung oder sonstigen Überprüfungen von Gegenständen geeigneter Personen 
als Hilfsorgane (Luftsicherheitsassistenten) zu bedienen, die unter ihrer Aufsicht tätig sein müssen. 
Man spricht dann von einer „staatlichen Beleihung“. Dies sind ABSOLUTE AUSNAHMEN! 
 
Außerdem hat der Mitarbeiter im Bewachungsgewerbe unabhängig von seinem beruflichen Auftrag 
die Rechte, die Jedermann im Falle einer Notwehr, eines Notstandes oder einer Selbsthilfe zustehen. 
 
Diese Dreiteilung ergibt sich aus § 34a Abs. 5 GewO: 
„Der Gewerbetreibende und seine Beschäftigten dürfe n bei der Durchführung von 
Bewachungsaufgaben gegenüber Dritten nur die Rechte , 

• die Jedermann im Falle einer Notwehr, eines Notstan des oder einer Selbsthilfe 
zustehen, 

• die ihnen vom jeweiligen Auftraggeber vertraglich ü bertragenen Selbsthilferechte 
      sowie 
• die ihnen ggf. in Fällen gesetzlicher Übertragung z ustehenden Befugnisse  

             eigenverantwortlich ausüben.  
In den Fällen der Inanspruchnahme dieser Rechte und  Befugnisse ist der Grundsatz der 
Erforderlichkeit/Verhältnismäßigkeit  zu beachten“. 
 
Diese Aufzählung des § 34a GewO dient zur Klarstellung der Eingriffsbefugnisse des Bewachungs-
gewerbes. Sie weist auf die im StGB, BGB und in der StPO enthaltenen Not-, Jedermanns- und 
Selbsthilferechte sowie auf Sonderbefugnisse im Wege staatlicher Beleihung hin. 
 
Unter dem Grundsatz der Erforderlichkeit ist zu verstehen, dass unter mehreren geeigneten Mitteln 
das mildeste Mittel, also das Mittel, welches die geringste Beeinträchtigung beim Betroffenen 
verursacht, anzuwenden ist.  
Im Ergebnis ist festzustellen, dass es für die Befugnisse des Sicherheits- und Bewachungsgewerbes 
kein eigenes Gesetz gibt! 
 
Grundgesetz = Verfassung  kein Gesetz darf dagegen verstoßen. 
Die Gesamtheit dieser Regeln heißt Recht. (Gesetz +  Gerechtigkeit = Recht) 
Ein Verhalten, das gegen diese Rechtsordnung verstößt, ist rechtswidrig.  
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1. Der Rechtsbegriff  
Geschriebenes Recht = In Regeln gefasst durch die in den jeweiligen Staatsverfassungen 
vorgesehenen Gesetzgebungsorgane. 
Gewohnheitsrecht = entsteht durch tatsächliche allgemeine Verhaltensweisen von Menschen in einer 
Rechtsgemeinschaft. 

2. Rechtsarten  (Es gibt 2 verschiedene Rechtsarten) 
Öffentliches Recht (Rechtsverhältnis zwischen Staat und Bürger / es besteht ein Über- 
Unterordnungsverhältnis zugunsten des Staates). Subordinationsprinzip 
Privates Recht (auch Zivil- oder Bürgerliches Recht genannt /Rechtsverhältnis zwischen Bürger und 
Bürger untereinander  „auch eine Firma“) die beiden Parteien  
(Bürger/Bürger) sind gleichberechtigt „Koordinationsprinzip“. 
Objektives Recht:  Gesamtheit aller staatlichen Normen, die das Zusammenleben der Menschen 
ordnen sollen und auch mit staatlichen Zwangsmitteln durchsetzbar sind. 
Subjektives Recht:  z.B.: Berechtigung auf Achtung und Menschenwürde, Eigentum, Forderungsrecht 
usw. subjektive Rechte leiten sich aus objektiven Rechten ab. 

3. Quellen des Rechts: Gewohnheitsrecht/ Gesetzesrecht/ Rechtsprechung 
Durch Gesetze, Verordnungen, Satzungen  sie haben die Funktion, das Verhalten der Menschen in 
erzwingbare Formen zu regeln. 

4. Gerechtigkeit (Recht und Gesetz müssen sich in einem Rechtsstaat decken =  
Rechtsordnung). Denn sie muss den Schutz gerechtfertigter Interessen des einzelnen 
gewährleisten. 
 
5. Dreiteilung der staatlichen Gewalt :  

• Gesetzgebende Gewalt – Legislative  
• Ausführende Gewalt -  Exekutive                            Die Gewalten kontrollieren 
• Richterliche Gewalt – Judikative                              sich gegenseitig 

 
Tätigkeit öffentlicher und privater Institutionen  
 
 
Wenn eine Amtsperson tätig wird, so wird er Hoheitlich tätig, er verfügt somit über mehr Rechte wie 
eine Privatperson, da er seine Aufgaben und Befugnisse vom Staat übertragen bekommen hat. 
Der Staat hat das Gewaltmonopol,  das bedeutet dass grundsätzlich nur der Staat Gewalt anwenden 
darf. Ausnahmen vom Gewaltmonopol bilden die Jedermannsrechte, die auch dem 
Sicherheitspersonal zustehen und nach denen das Sicherheitspersonal tätig werden darf 
 
 
 
 

Sicherheitsmitarbeiter haben keine hoheitlichen Bef ugnisse, sie 
werden nur aufgrund der Jedermannsrechte tätig! 
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Übersichten der Rechtsordnung 
 

Die Rechtsordnung 
Recht in Deutschland 

 
Ungeschriebenes Recht 

„Gewohnheitsrecht“ 
 Geschriebenes Recht 

„Gesetzesrecht“ 
 

In einem Rechtsstaat muss die Rechtsordnung gerecht  sein 
 

Öffentliches Recht Privates Recht  „Zivilrecht“ 
 

Staats- und 
Verfassungsrecht 

Verwaltungs- 
Recht 
(Polizei) 
Gewerberecht 

Sozialrecht Strafrecht Bürgerliches- 
Recht 
(Sachen / Erbrecht) 

Wirtschafts- 
Recht 
Handels- 
Recht 

Arbeitsrecht 

 
 
 

Materielles 
Strafrecht (STGB) 

Strafvollzugsrecht 
 

Strafverfahrensrecht (STPO / GVG) 
 
 
 
 
 
 

Das Recht wird auch nach dem jeweiligen Geltungsber eichen eingeteilt: 
Internationales Recht / Innerstaatliches Recht (Bundesrecht / Landesrecht) 
Und nach der Rechtsquellenart : 
Verfassungsrecht, Bundesgesetze, Landesgesetze, Rechtsverordnungen und weitere 
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Unabänderbare Verfassungsgrundlagen 
 
Wie zu Beginn beschrieben, leistet das Sicherheits- und Bewachungsgewerbe einen wesentlichen 
Beitrag zur öffentlichen Sicherheit und Ordnung. Deshalb sollte jedem Gewerbetreibenden und jedem 
seiner Mitarbeiter bewusst sein, für welche staatlichen Grundlagen er eintritt.  
 
Art. 79 Abs. 3 GG nennt die unabänderbaren Verfassungsgrundlagen, die auch als „Ewigkeitsklausel“ 
oder „verfassungsrechtliches Minimum“ bezeichnet werden: 
 „Eine Änderung dieses Grundgesetzes, durch welche die Gliederung des Bundes in  

Länder, die grundsätzliche Mitwirkung der Länder be i der Gesetzgebung oder die in den  
Artikeln 1 und  20 niedergelegten Grundsätze berühr t werden, ist unzulässig“. 

 
Hierdurch wird zunächst der föderalistische Aufbau festgeschrieben. Die Bundesrepublik Deutschland 
ist ein Bundesstaat (kein Staatenbund), wobei die Anzahl der Bundesländer nicht festgelegt ist. Die 
Bundesländer wirken durch den Bundesrat bei der Gesetzgebung mit. Der Föderalismus bewirkt eine 
Machtverteilung, welche durch Art. 30 GG unterstrichen wird: 
 
„ Die Ausübung der staatlichen Befugnisse und die E rfüllung der staatlichen Aufgaben ist 
Sache der Länder, soweit dieses Grundgesetz keine a ndere Regelung trifft oder zulässt.“ 
 
Weiterhin sind die Grundsätze aus Art. 1 und Art. 20 GG  unabänderbar: 
Grundsätze aus Art. 1 GG: 

• Schutz der Menschenwürde 
• Bekenntnis zu den Menschenrechten 
• Bindung der Gesetzgebung, vollziehenden Gewalt und der Rechtssprechung an die 

Grundrechte 
 
 
Grundgesetz und Grundrechte 
 
Gehen Sie immer von der Würde des Menschen als ober stem Verfassungsgrundsatz aus, sie 
bestimmt den Wesensgehalt aller Grundrechte. 
 
Das Grundgesetz ist die Quelle aller Rechte und Pflichten der Bürger. Darüber hinaus regelt es die 
Organisation des Staates. 
Der eigentliche Sinn der Grundrechte ist der Schutz des einzelnen Bürgers auch vor dem Staat. 

• Art.1: Die Menschenwürde  ist unantastbar 
Verstöße sind z.B.: öffentliche Bloßstellung/Diskriminierung/körperliche Kontrolle durch 
Andersgeschlechtliche 

• Art.2:  
-Recht auf freie Entfaltung der Persönlichkeit  solange er nicht gegen Gesetze oder Rechte anderer   
 verstößt. 
-Recht auf Leben  
-Recht auf körperliche Unversehrtheit  
-Recht auf Freiheit der Person 

• Art.3: Alle Menschen  sind gleich  (und gleich zu behandeln) 
• Art.10: Brief, Post und Fernmeldegeheimnis (Briefe, Telefongespräche, Telefaxe etc. 

dürfen grundsätzlich weder vom Staat noch von privaten Personen gelesen, abgehört o. ä. 
werden) 

• Art.12: Berufsfreiheit  (jeder kann die persönliche/fachliche Eignung vorausgesetzt 
„Zugangsvoraussetzungen“ den Beruf wählen, den er möchte) 

• Art.13: Unverletzlichkeit der Wohnung  (Hausrecht: Besitzer kann entscheiden, wer seinen 
privaten Bereich betreten darf und wer nicht) 

• Art.14: Eigentum  (wird gewährleistet, kann aber auch verpflichten: Es darf keine Gefahr für 
andere dadurch ausgehen) 

• Art.104: Zulässigkeit und Ausgestaltung der Freiheitsentziehung  (gewährleistet Schutz vor 
unberechtigter Freiheitsentziehung) 
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Verfassungsprinzipien 
 
In Art.20 GG sind die Verfassungsprinzipien Deutschlands verankert.  
Dies sind im Einzelnen: 
-Demokratie 
-Sozialstaat 
-Rechtsstaat 
-Republik 
-Bundesstaat (Föderalismus, zwei Ebenen- Bund und Bundesländer “verschiedenen Kompetenzen“) 
Im Art.20 des Grundgesetzes (GG) ist auch festgelegt dass in Deutschland das Prinzip der 
Gewaltenteilung gilt. 
 

Dreiteilung der  
Staatlichen Gewalt 

Judikative 
(richterliche Gewalt/Gerichte) 

Legislative 
(gesetzgebende 

Gewalt/Bundestag/-rat) 

Exekutive 
(ausführende Gewalt/Polizei- 

Sicherheitsbehörden) 
 

Der Sinn dieser Teilung ist, dass sich die Gewalten gegenseitig kontrollieren  und somit ein 
wirksamer Schutz vor Missbrauch gewährleistet wird (will z.B.: ein Staatsanwalt „Exekutive“ für einen 
Straftäter einen Haftbefehl beantragen, so muss erst ein Richter „Judikative“ überprüfen, ob die 
gesetzlichen Vorgaben „Legislative“ eingehalten wurden. 
 
Public Private Partnership:  Bedeutet Zusammenarbeit zwischen öffentlichen und privaten Stellen 
z.B.: Wenn Private im öffentlichen Bereich operieren „Geld- Werttransport, Sicherung öffentlicher 
Verkehrsmittel, Bestreifung öffentlicher zugänglicher Bereiche wie Ladenpassagen“. 
Auch hier ist wie immer das Gewaltmonopol des Staates zu beachten und dass den Privaten nur die 
Jedermannsrechte zustehen. Es können Ausnahmsweise Mitarbeiter privater Sicherheitsdienste in 
Absprache mit den Sicherheitsbehörden eingeschränkte hoheitliche Rechte ausüben. 
Anwendungsbereiche Überwachung des ruhenden Verkehrs, Kontrollen bei der Zufahrt von 
Parkplätzen im öffentlichen Bereich bei Veranstaltungen. Der Sinn ist die Unterstützung der 
staatlichen Stellen. 
 
 

Welche Aufgaben erfüllen die Grundrechte: 
 
Grundrechte schützen vor allen Dingen die „individu elle Freiheitssphäre“ vor den 
rechtswidrigen Eingriffen Dritter, auch vor staatli chen Eingriffen. 
 
Grundrechte dürfen nur in Übereinstimmung mit der d emokratischen Staatsform 
ausgeübt werden und sollen diesen Grenzen setzen. 
 
Die Grundrechte haben eine sog. „Drittwirkung“. 
Darunter versteht man neben der Beziehung zwischen einer „Einzelperson – Staat = 
Subordinationsprinzip“ (der Staat ist Übergeordnet)  
die Beziehung der Bürger untereinander = Koordinati onsprinzip „ Gleichstellung“. 
 
Grundrechte garantieren zum Beispiel das Recht auf Eigentum, die Ehe und Familie, 
aber auch die Pressefreiheit, die Meinungsfreiheit,  die Privatschulen und die freie 
Wissenschaft. 
 
Grundrechte stehen unter Gesetzesvorbehalt. 
Eine gesetzliche Beschränkung ist nur dann zulässig , wenn sie durch das öffentliche 
Interesse geboten ist. 
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Test 1     Lösung auf der Seite: 74 
Sachgebiet 1: (Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung)  
 
Übung 1: 
 
In welchem Bereich ist die Polizei zuständig? 
 

a) Immer in allen Bereichen 
b) Nur im öffentlichen Bereich 
c) Grundsätzlich nur im öffentlichen Bereich 
d) Im privaten Bereich ausnahmsweise mit Durchsuchungsbefehl oder bei Gefahr im 

Verzug. 
        

a       b c d 
    
 
Übung 2: 
 
Erklären Sie den Begriff „hoheitliche Rechte“ 
 

a) Hoheitliche Rechte sind Rechte, die der Staat hat 
b) Hoheitliche Rechte stehen privaten Sicherheitsmitarbeitern in Notfällen zu 
c) Hoheitliche Rechte können von Sicherheitsmitarbeitern regelmäßig im Dienst 

angewendet werden. 
 
a b c 

   
 
Übung3: 
 
Welche Bedeutung hat das Grundgesetz? 
 

a) Das Grundgesetz bietet nur Schutz des Bürgers vor dem Staat 
b) Das Grundgesetz müssen auch Sicherheitsmitarbeiter im Dienst beachten 
c) Das Grundgesetz gilt auch zwischen Bürger und Bürger „die so genannte 

(Drittwirkung) der Grundrechte 
d) Das Grundgesetz gilt auch nur zwischen Bürgern 

 
a b c d 
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Gewerberecht  
(Gewerbeordnung und die darauf basierende Bewachungsverordnung GewO / BewachV). 
 
Gesetzliche Grundlagen 
Wie bereits in Kapitel  „Recht der öffentlichen Sicherheit und Ordnung“ ausgeführt, erlaubt Art. 12 GG 
jedem EU-Bürger, Sicherheitsdienstleistungen anzubieten. Gewerbeordnung (GewO) und 
Bewachungsverordnung (BewachV) nennen die Voraussetzungen sowie die Pflichten für die 
Ausübung des Gewerbes. 
Weiterhin sind das Bundesdatenschutzgesetz und das Waffenrecht für die Berufsausübung von 
großer Bedeutung.  
Gewerbeordnung und Bewachungsverordnung sind ab 2003 mit entsprechenden Änderungen den 
heutigen Bedürfnissen und Anforderungen angepasst worden. Unter Bewachung im Sinne der 
Gewerbeordnung ist die auf den Schutz von fremden Personen vor Gefahren für Leib und Leben oder 
Freiheit oder auf den Schutz von Sachen fremder Personen gegen Abhandenkommen, Beschädigung 
oder Zerstörung gerichtete Tätigkeit. Es muss sich also um eine fremde Person oder eine fremde 
Sache handeln, die bewacht werden soll. 
Folglich handelt es sich nicht um eine Bewachung im Sinne der Gewerbeordnung, wenn z.B. ein 
Diskothekenbetreiber Einlasskontrollen durch eigenes, angestelltes Personal durchführen lässt. Gibt 
der Diskothekenbetreiber aber einem Bewachungsunternehmen den Auftrag, Einlasskontrollen 
durchzuführen, so handelt es sich um eine Bewachung im Sinne der Gewerbeordnung. 
 
Gefordert ist auch eine aktive Obhutstätigkeit. Das bedeutet, dass die Bewachungstätigkeit eine 
gewisse Dauer hat oder mittels wiederkehrender Kontrollen durchgeführt wird. Ein weiteres Merkmal 
ist, dass Personen diese Obhutstätigkeit wahrnehmen, wobei Sicherheitstechnik unterstützend 
eingesetzt werden kann.  
 
Die Gewerbeordnung regelt, unter welchen Voraussetzungen man ein Gewerbe selbstständig 
ausüben darf. 
§ 14 GewO (Anzeigepflicht): Derjenige, der selbstständig ein Gewerbe ausüben will ist verpflichtet, 
dies der zuständigen Behörde zu melden. Gleiches gilt wenn der Betrieb verlegt, aufgegeben oder der 
Zweck geändert wird. Zweck dieser Vorschrift ist es, der Behörde zu ermöglichen, den 
Gewerbebetrieb zu überwachen. 
§ 29 GewO (Auskunft und Nachschau): Der Gewerbetreibende hat den Behörden zur Überwachung 
notwendige Auskünfte auf Verlangen unentgeltlich mündlich oder schriftlich zu erteilen. 
Zu den üblichen Geschäftszeiten(und bei Gefahr im Verzug auch außerhalb dieser Zeiten) ist die 
Behörde befugt, die Geschäftsräume zu betreten, besichtigen und sich die geschäftlichen Unterlagen 
vorlegen zu lassen. 
§ 34a (Bewachungsgewerbe): Regelt unter anderem, unter welchen Voraussetzungen man ein 
Bewachungsgewerbe betreiben darf (eröffnen) und welche Bedingungen erfüllt sein müssen, damit 
eine Person als Mitarbeiter beschäftigt werden darf und welche Personen eine Sachkundeprüfung 
benötigen. 
Für die gewerbsmäßige Bewachung von Leben fremder Personen oder fremden Eigentums bedarf es 
der Erlaubnis der zuständigen Behörde. 
Die Erlaubnis wird nur erteilt bei: 

• Nachgewiesener Zuverlässigkeit (kein relevanter Eintrag im Behördlichen  
Führungszeugnis) „Das Einfache Führungszeugnis reicht nicht mehr aus “  

• Es muss ein Nachweis über die erforderlichen Sicherheiten erbracht werden 
(Haftpflichtversicherung und Kapital zum Gewerbestart) 

• Es muss ein Schulungsnachweis vorgelegt werden, wonach der Gewerbetreibende  an 
einer 80-stündigen Unterrichtung  nach § 34a GewO bei einer IHK teilgenommen hat. 

 (oder einen „ersatzweise“ anerkannten Abschluss besitzt wie z.B.: Mittlerer Vollzugsdienst, 
Werkschutzfachkraft, Fachkraft für Schutz und Sicherheit usw.). 
• Für Mitarbeiter gilt, dass diese ebenfalls ihre Zuverlässigkeit sowie eine Unterrichtung  

über 40 Stunden  nachweisen müssen. (oder einen „ersatzweise“ anerkannten Abschluss 
besitzt wie z.B.: Mittlerer Vollzugsdienst, Werkschutzfachkraft, Fachkraft für Schutz und 
Sicherheit usw.).  

Zum 1. Januar 2003 wurde die Sachkundeprüfung im Bewachungsgewerbe für die Ausübung für 
folgende Tätigkeiten und Bereichen eingeführt: 

 B: 
 Gewerbe- 
 recht 
 Sachgebiet 2 
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• Kontrollgänge im öffentlichen Verkehrsraum oder in Hausrechtsbereichen mit 
tatsächlichen öffentlichem Verkehr (dazu gehören die „Citystreifen“ oder Wachleute in 
öffentlichen Einkaufszentren). 

• Schutz vor Ladendieben (Doormen, Ladendetektive) 
• Bewachungen im Einlassbereich von gastgewerblichen Diskotheken  

                   (Ausnahme und Sonderregelungen beachten) 
Diese Regelungen gelten für Sicherheitsmitarbeiter, die das Leben oder Eigentum Fremder schützen 
sollen. 
Abs.6 der GewO  regelt das Schusswaffen im Dienst nur bei Aufträgen geführt werden dürfen, wenn 
besonders gefährdete Personen oder Objekte bewacht werden. Die zuständige Behörde muss der 
Überlassung von Schusswaffen zustimmen. 
§ 144 GewO (Ordnungswidrigkeiten): Eine Ordnungswidrigkeit liegt vor, wenn gegen Vorschriften der 
Bewachungsverordnung verstoßen wird. 
Die Bewachungsverordnung (BewachV): Basiert auf dem § 34a GewO. In ihr sind die Details der 
Ausübung eines Bewachungsgewerbes geregelt. 
§§ 1-5 c BewachV  (Unterrichtungsverfahren): Die §§ 1-5 c BewachV befassen sich inhaltlich mit dem 
Unterrichtungsverfahren für Selbstständige und Unselbstständige und der Sachkundeprüfung. 
§ 6 BewachV  (Haftpflichtversicherung) und § 7 BewachV  (Haftungsbeschränkung): 
Der Gewerbetreibende hat für sich und seine Beschäftigten eine Haftpflichtversicherung 
abzuschließen. Diese wird vorgeschrieben um Schäden, die den Auftraggebern oder Dritten bei der 
Durchführung des Bewachungsgewerbes entstehen abzudecken. 
Mindesthöhen der Versicherungssummen: 

- Personenschäden                                 1 Million Euro 
- Sachschäden                                        250000 Euro 
- Abhandenkommen bewachter Sachen 15000 Euro 
- Reine Vermögensschäden                   12500 Euro 

 
§ 8 BewachV (Datenschutz, Wahrung von Geschäftsgeheimnissen): Der Gewerbetreibende hat seine 
Beschäftigten schriftlich zu verpflichten, das sie Geschäfts und Betriebsgeheimnisse Dritter, die ihnen 
in Ausübung des Dienstes bekannt geworden sind, nicht unbefugt zu offenbaren. (auch nach dem 
Ausscheiden aus der Firma). 
§ 9 BewachV  (Beschäftigte): Es dürfen nur Personen beschäftigt werden die: 

- zuverlässig sind 
- das 18. Lebensjahr vollendet haben 
- einen Unterrichtungsnachweis (oder anerkannten geeigneten Abschluss besitzen,) 

Der Gewerbetreibende muss den Sicherheitsmitarbeiter vor Beginn der Tätigkeit unter Vorlage der 
geforderten Unterlagen bei der zuständigen Behörde melden. Das Ausscheiden von 
Sicherheitsmitarbeitern ist bis zum 31 März des Folgejahres zu melden. 
§ 10 BewachV (Dienstanweisung): Der Gewerbetreibende hat den Sicherheitsdienst durch eine 
schriftliche Dienstanweisung zu regeln. Diese muss unbedingt enthalten, dass die 
Sicherheitsmitarbeiter keine Hoheitlichen Befugnisse besitzen. Sowie das die Mitarbeiter während des 
Dienstes nur mit Zustimmung des Gewerbetreibenden eine Schusswaffe, Hieb- und Stoßwaffen oder 
Reizstoffsprühgeräte führen dürfen. Der Gebrauch dieser Geräte ist unverzüglich zu melden (Polizei, 
Gewerbetreibender). Es gibt eine allgemeine und ein Objekt-, oder Aufgaben bezogene 
Dienstanweisung. 
Der Gewerbetreibende hat jedem Sicherheitsmitarbeit er eine Dienstvorschrift, sowie die 
Unfallverhütungsvorschrift Wach und Sicherungsdiens te BGV C 7 gegen Unterschrift 
auszuhändigen. 
§ 11 (Dienstausweis): Der Gewerbetreibende muss dem Mitarbeiter einen Dienstausweis ausstellen, 
damit dieser sich ausweisen kann. 
Der Ausweis muss mindestens folgende Inhalte haben: 
- Name und Vorname des Mitarbeiters 
- Lichtbild des Mitarbeiters 
- Name und Anschrift des Gewerbetreibenden 
- Unterschriften des Gewerbetreibenden(oder Bevollmächtigten) und des Mitarbeiters 
Der Ausweis muss sich von amtlichen (z.B. Polizeiausweisen) unterscheiden, damit keine 
Verwechslungsgefahr besteht. Die Ausweise sind fortlaufend zu nummerieren und in ein Verzeichnis 
einzutragen. Die Mitarbeiter sind schriftlich zu verpflichten, während des Dienstes den Ausweis 
mitzuführen und den zuständigen Behörden vorzuzeigen. Sicherheitsmitarbeiter in öffentlichen 
Bereichen, Hausrechtsbereichen sowie Türsteher bei gastgewerblichen Diskotheken haben sichtbar  
ein Schild  mit ihrem Namen oder einer Kennnummer,  sowie den Namen des Gewerbetreibenden  
zu tragen, damit sie eindeutig zu identifizieren sind. 
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§ 12 BewachV (Dienstkleidung): Die Dienstkleidung des Sicherheitspersonals darf nicht mit 
Uniformen der Angehörigen von Streitkräften oder Vollzugsorganen zu verwechseln sein, damit 
Außenstehende ohne Probleme erkennen können, dass es sich um Personen ohne hoheitliche 
Befugnisse handelt. 
§ 14 BewachV (Buchführung und Aufbewahrung): 
Der Gewerbetreibende hat Aufzeichnungen zu machen, sowie Unterlagen und Belege zu sammeln. 
Das sind folgende Unterlagen:  
- Bewachungsvertrag 
- Verpflichtungsschreiben 
- Haftpflichtversicherungsvertrag 
- Dienstanweisung 
- Nachweise über Unterrichtung/Sachkundeprüfung, Zuverlässigkeit und Anmeldung (Personal) 
- Empfangsbestätigung über erhalt BGV C7 / Dienstanweisungen 
- Behördliche Bestätigung der Schusswaffenträger und Anzeigen über Schusswaffengebrauch 
§ 16 (Ordnungswidrigkeiten):Für den Fall, dass gegen die vorgenannten Vorschriften verstoßen wird, 
ist hier festgelegt, bei welchen Verstößen es sich um eine Ordnungswidrigkeit handelt. 
Ordnungswidrig handelt daher, wer vorsätzlich oder fahrlässig  
- keine Haftpflichtversicherung abschließt 
- beschäftigte Personen nicht zur Geheimhaltung verpflichtet 
- Personen beschäftigt, die nicht die Voraussetzungen dazu erfüllt und nicht meldet 
- den Dienst nicht durch Dienstanweisung regelt 
- einen Ausweis nicht oder nicht richtig ausstellt / den Ausweis nicht oder nicht richtig trägt 
- eine Aufzeichnung nicht oder nicht richtig macht 
- eine Aufzeichnung, eine Unterlage nicht oder nicht für die vorgeschriebene Dauer aufbewahrt 
Solche Ordnungswidrigkeiten können mit einem Bußgeld von mit bis zu 5000 Euro geahndet werden. 
                                       
 
Erlaubnis für das Sicherheits- und Bewachungsgewerb e 
 
Derjenige, der gewerbsmäßig Leben oder Eigentum fremder Personen bewachen will, braucht eine 
Erlaubnis der zuständigen Behörde. Gewerbsmäßig bedeutet, dass die Tätigkeit selbstständig, 
dauerhaft und mit Gewinnerzielungsabsicht ausgeübt werden soll. Diese Erlaubnis ist sowohl für 
Unternehmer als auch für Beschäftigte erforderlich. 
Die Voraussetzungen für die Erteilung der Erlaubnis sind wie folgt zu skizzieren: 
 
Für Unternehmer 
 

• persönliche Zuverlässigkeit 
• Nachweis der für den Gewerbebetrieb erforderlichen Mittel oder entsprechender Sicherheiten 

z.B. in Form der Bestätigung eines Kreditrahmens bzw. eine Finanzierungszusage einer Bank. 
Grundsätzlich wird geprüft, ob für die ersten 6 Monate nach Gewerbebeginn die im Einzelfall 
erforderlichen finanziellen Mittel für z.B. die Ausstattung des Gewerbes, Personal- und 
Versicherungskosten unter Berücksichtigung der zu erwartenden Einnahmen vorhanden sind.  

• Vorlage der Bescheinigung einer Industrie- und Handelskammer über die 80-stündige 
Unterrichtung. Durch diese Bescheinigung weist der Unternehmer nach, dass er mit den für 
die Ausübung des Gewerbes notwendigen rechtlichen Vorschriften vertraut ist.  

 
Eine Bescheinigung über die 80-stündige Unterrichtung ist nicht erforderlich, wenn folgende 
Nachweise erbracht werden: 
 

• Sachkundeprüfung im Bewachungsgewerbe 
• Laufbahnprüfung zumindest für den mittleren Polizeivollzugsdienst oder Justizvollzugsdienst 

sowie für Feldjäger in der Bundeswehr.  
 
Die früher geltenden Übergangsvorschriften gem. § 17 Bewachungsverordnung sind ab 1.7.2005 nicht 
mehr von Bedeutung. 
 
Die Erlaubnis als Unternehmer tätig zu sein, schließt den eigenen direkten Einsatz bei entsprechender 
Eignung ein. Allerdings gilt dies nicht für alle Bewachungstätigkeiten. Für die Durchführung folgender 
Tätigkeiten ist der Nachweis einer vor der Industrie- und Handelskammer erfolgreich abgelegten 
Sachkundeprüfung erforderlich: 
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Datenschutzaspekte bewachungsspezifisch 
 
Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
 
 
 
 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Datengeheimnis 
 
Personen bei nicht öffentlichen Stellen sind bei Aufnahme ihrer Tätigkeit auf das Datengeheimnis zu 
verpflichten. Das Datengeheimnis besteht auch nach Beendigung der Tätigkeit fort. 
Den Personen die mit der Datenverarbeitung beschäftigt sind ist es untersagt, personenbezogene 
Daten: 
 
unbefugt außerhalb des zugewiesenen Arbeitsbereiches 
zu verarbeiten, zu speichern, zu verändern, zu übermitteln 
oder zu nutzen eigene Dateien anzulegen, zum eigenen Vorteil zu verwenden 
 
 

• Name, Vorname in Verbindung mit z.B.: 
• Geburtsdatum 
• Sozialversicherungsnummer 
• Krankheitsdaten 

 
Gelten als Personenbezogene Daten. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Geltungsbereich 

Privatwirtschaft  

Verarbeitung für eigene 
Zwecke 

 
Einzelpersonen 
Unternehmen 

Juristische Personen des 
privaten Rechtes 

Verarbeitung für fremde 
Zwecke 

 
Detekteien 

Auskunfteien 
Marktforschungsinstitute 

 C: 
 Datenschutz 
 
 Sachgebiet 3 
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Test 3    Lösung auf der Seite: 74 
Sachgebiet (Datenschutzrecht)   
 
Übung 1: 
 
Was ist der Sinn des BDSG? 
 

a) Es schützt nur geheime Firmendaten 
b) Es soll Schutz vor Missbauch personenbezogener Daten bieten 
c) Es schützt die informationelle Selbstbestimmung 
d) Es schützt Daten des Bundes, deswegen die Bezeichnung Bundesdatenschutzgesetz 

 
a b c d 

    
 
Übung 2: 
 
Was ist ein Datenschutzbeauftragter und was darf er? 
 

a) Derjenige, der im Betrieb für den Datenschutz zuständig ist 
b) In Bezug auf Daten hat er hoheitliche Rechte 
c) Er wird bei automatisierter Verarbeitung von Daten ab 5 Personen, die Zugriff auf die 

Daten haben, vorgeschrieben 
d) Er ist nur für den Schutz von Betriebsgeheimnissen zuständig 

 
a b c d 

    
 
Übung 3: 
 
Was ist eine „nicht automatisierte Datei“ im Sinne des BDSG? 
 

a) Disketten, Magnetbänder, CDs 
b) Akten, Wachbücher 
c) Computerprogramm, das manuell bedient werden muss 
d) Karteikarten 

 
a b c d 
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Bürgerliches Recht 
 
Im Bürgerlichren Recht geht es wie schon gesagt um Rechtsverhältnisse zwischen Bürgern zum 
Beispiel: 

• Verträge (Miet, Kaufverträge usw.) 
• Schadenersatzansprüche (Schmerzensgeld Forderungen z.B.) 
• Eingriffsbefugnisse wie (Rechtfertigungsgründe). 

 
Das BGB gliedert sich als Kern des Privatrechts in fünf Bücher: 
 
Allgemeiner Teil: 
Dieser allgemeine Teil (§§ 1- 240) beinhaltet in der Hauptsache Vorschriften über natürliche und 
juristische Personen, Sachen und Rechtsgeschäfte. 
 
Recht der Schuldverhältnisse: 
Auch der Begriff Schuldverhältnisse (§§ 241- 853) gehört zu den Grundbegriffen des BGB, die infolge 
ihrer Abstraktheit dem Rechtsunkundigen schwer verständlich sind. Ein Schuldverhältnis liegt, 
vereinfacht gesagt, immer dann vor, wenn eine Person einer anderen etwas schuldet. Das Gesetz 
drückt das im § 241 so aus: „Kraft des Schuldverhältnisses ist der Gläubiger berechtigt, von dem 
Schuldner eine Leistung zu fordern“. 
 
Sachenrecht: 
Das Sachenrecht (§§ 854- 1296) hat die Rechte an Sachen und Besitz zum Gegenstand. Es knüpft an 
den im § 90 definierten Begriff der Sache an (Sachen sind nur körperliche Gegenstände). Das 
Sachenrecht unterscheidet zwischen dem Besitz einer Sache und dem Recht an ihr. Das heißt, 
Besitzer ist, wer die tatsächliche Gewalt über eine Sache innehat (§ 854),ohne Rücksicht darauf, ob 
diese ihm gehört. Besitzer im Rechtssinne ist also auch der Dieb, der die Sache dem Eigentümer 
stiehlt. Das Gesetz unterscheidet zwischen Besitz und dem Eigentum an Sachen. 
 
Familienrecht: 
Das Familienrecht (§§ 1297- 1921) regelt in der Hauptsache die mit der Eheschließung und 
Eheführung zusammenhängenden vermögensrechtlichen Fragen. 
 
Erbrecht: 
Das Erbrecht (§§ 1922- 2386) regelt die Fragen, wem das Vermögen einer Person nach ihrem Tode 
zufällt, was damit zu geschehen hat und wer für die Nachlassverbindlichkeiten haftet. 
 
 
Im BGB finden sich Grundregeln des Arbeitsrechtes, das auch in zahlreichen Vorschriften außerhalb 
des BGB, z. B. im Kündigungsschutzgesetz usw. geregelt ist. 
 
 
 
 
 
 
 
                        
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 D: 
 Bürgerliches 
 Gesetzbuch 
 Sachgebiet 4 
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Jedermannsrechte 
 
Gewalt ist ein Monopol des Staates. Unter genau definierten Voraussetzungen wird aber auch dem 
einzelnen Bürger das Recht eingeräumt, Gewalt anzuwenden, um seine Rechte oder die des Staates 
durchzusetzen. 
 
Dies wird als Jedermannrechte bezeichnet 
 
 

BGB 
• §227 Notwehr/Nothilfe 
• §228 defensiver Notstand 
• §229 Selbsthilfe 
• §859 Selbsthilfe des Besitzers 
• §860 Selbsthilfe des Besitzdieners 
• §904 aggressiver Notstand 

 
 

StGB 
• §32 Notwehr/Nothilfe 
• §34 rechtfertigender Notstand 
• §35 entschuldigender Notstand 

 
 
 
 

 
                                                                                                                                                                               
Besitzer, Besitzdiener, Eigentümer: 
Der Eigentümer  einer Sache kann mit seiner Sache grundsätzlich so verfahren wie er möchte oder 
andere davon ausschließen. Ihm gehört die Sache, da er sie rechtmäßig erworben hat (rechtliche  
Gewalt ).Der Eigentümer darf seine Rechte nur ausüben, soweit nicht das Gesetz oder Rechte Dritter 
entgegenstehen. 
Der Besitzer  einer Sache ist derjenige, der gerade Zugriff auf eine Sache hat, unabhängig ob er dies 
darf. Er übt die so genannte tatsächliche Gewalt  darüber aus. 
 

Eigentümer und Besitzer müssen nicht dieselbe Perso n sein. 
Eigentum ist die rechtliche, 
Besitz ist die tatsächliche, 
Beziehung zu einer Sache 

 
Besitzdiener ist derjenige: 

- der für den Besitzer dessen Rechte  ausübt (Hausrecht) 
- der die tatsächliche Gewalt  für den Besitzer ausübt 
- der aber weisungsgebunden  ist (Dienstanweisung)  
- und sozial abhängig  ist (Entlohnung für die Tätigkeit) 

Der Besitzdiener darf die Rechte aber nur insoweit ausüben, wie es ihm übertragen worden ist. 
 
§ 858 BGB (Verbotene Eigenmacht): 
Unter verbotener Eigenmacht versteht man eine nicht erlaubte Handlung gegen eine andere Person. 
Dies sind entweder Besitzentzug  (Diebstahl) oder Besitzstörung  (Hausfriedensbruch). !Ausnahmen 
Rechtfertigungsgründe! 
 
§ 859 BGB (Selbsthilfe des Besitzers): 
Der Besitzer darf sich einer verbotenen Eigenmacht auch mit Gewalt erwehren, hierbei ist aber der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Mittel zu beachten. 
 
 
§ 860 BGB (Selbsthilfe des Besitzdieners) 
Der Besitzdiener hat hiernach dasselbe Recht wie der Besitzer. Zu beachten ist jedoch stets der 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit der Mittel. 

StPO 
• §127 Abs. 1 vorläufige Festnahme 
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Strafrecht und Strafverfahrensrecht 
 
Grundlagen: 
Das Strafrecht ist im Strafgesetzbuch (StGB) geregelt. Es gliedert sich auf: 

• Allgemeiner Teil (Grundlagen, z.B. Versuch, Täterschaft, Beihilfe) und 
• Besonderer Teil (Tatbestände, z.B. Diebstahl, Betrug und Strafandrohung). 

Der § 1 StGB legt fest, dass es keine Strafe ohne (vorheriges) Gesetz geben darf. 
 
§ 15 StGB (Vorsatz/Fahrlässigkeit): 
Nach § 15 StGB ist grundsätzlich nur vorsätzliches Handeln strafbar, es sei denn, das Gesetz sieht für 
fahrlässiges Handeln ausdrücklich eine Strafe vor. 
Vorsatz bedeutet, dass der Täter mit Wissen und Wollen handelt (absichtliches Tun). 
Fahrlässigkeit  bedeutet, dass der Täter die notwendige Sorgfalt außer Acht lässt, also aus Versehen 
eine Folge eintritt. 
 
§ 22 StGB / § 23 StGB (Versuch einer Straftat / Strafbarkeit des Versuchs): 
Wer nach seiner Vorstellung von der Tat unmittelbar  zur Verwirklichung des Tatbestandes ansetzt 
versucht eine Straftat (Dieb bricht Tür auf um einen Diebstahl zu begehen). Der Täter ist über die 
Vorbereitung hinaus, hat die Tat aber noch nicht vollendet. 
 
Vergehen ist eine Straftat, deren Mindeststrafe unter 1 Jahr  Freiheitsstrafe liegt oder Geldstrafe  
als Mindeststrafe vorsieht (Hausfriedensbruch, Sachbeschädigung). 
Verbrechen ist eine Straftat, deren Mindeststrafe 1 Jahr  Freiheitsstrafe oder mehr  ist (Mord, 
Raub). 
 
Der Versuch eines Verbrechens  ist immer strafbar , der Versuch  eines Vergehens nur, wenn es im  
Gesetz steht . 
 
Voraussetzungen der Strafbarkeit:  
Es müssen drei Voraussetzungen erfüllt sein: 

• Tatbestand (Tatbestandsmäßigkeit) 
• Rechtswidrigkeit (Rechtswidrigkeit) 
• Schuld (Schuldhaftigkeit) 

 
Unter Tatbestand  versteht man die Verwirklichung einer Tat, die unter Strafe gestellt ist. 
Unter Rechtswidrigkeit  versteht man eine Handlung, die gegen geltendes Recht verstößt (und es 
dürfen keine Rechtfertigungsgründe vorliegen) 
Die Schuld ist gegeben, wenn der Täter bei Begehung der Tat die Einsichtsfähigkeit hatte, dass er 
Unrecht tut. Wenn er schuldfähig ist (nicht geisteskrank, nicht betrunken oder nicht unter 14 Jahre alt 
ist). Oder er keinem Irrtum unterliegt (Putativnotwehr) oder Entschuldigender Notstand vorliegt. 
 
Ausgewählte Tatbestände: 
§ 123 StGB (Hausfriedensbruch): 
Tathandlung: Eindringen  (Betreten gegen den Willen des Berechtigten) in Wohnung, 
Geschäftsräume, befriedetes Besitztum oder Verweilen  trotz Aufforderung eines Berechtigten, das 
Gebäude/Gelände zu verlassen. 
 
§ 132 StGB (Amtsanmaßung): 
Befassen mit einem öffentlichen Amt (sich als Beamter ausgeben, ohne Beamter zu sein) oder 
Vornahme von Handlungen, die nur Kraft öffentlichen Amtes vorgenommen werden dürfen (Erheben 
eines Bußgeldes). 
 
§ 132 a StGB (Missbrauch von Titeln, Abzeichen und Berufsbezeichnungen) 
Es ist verboten, sich z.B. als Arzt, Apotheker, Rechtsanwalt usw. auszugeben und Uniformen oder 
Amtskleidung, sowie Amtsabzeichen zu tragen (zur Täuschung im Rechtsverkehr). 
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Umgang mit Menschen  
 

1. Bedeutung des Themas 
 
Der Umgang mit Menschen bezieht sich auf das nach Gesellschaftsnormen angemessene Verhalten 
beim Einwirken auf andere Personen unter der Beachtung ihrer Persönlichkeit und Motive. 
Sicherheitsdienst ist eine Dienstleistung. Eine Dienstleistung wird gemessen an ihrer Qualität und an 
ihrem Preis. Art der Dienstleistung und Preis werden zwischen Auftraggeber und Auftragnehmer 
ausgehandelt. 
 
Die Qualität der Dienstleistung und damit Kundenzufriedenheit bestimmt in erster Linie das 
eingesetzte Sicherheitspersonal. Das Personal wird vorrangig daran gemessen, wie es bei der 
Umsetzung des beruflichen Auftrages mit Menschen, auch mit schwierigen Menschen umgeht. 
 
Um diese im Sicherheitsdienst alltägliche jedoch schwierige Situation so zu meistern, dass kein 
negativer Beigeschmack aufkommt, sind bestimmte Voraussetzungen beim Sicherheitsmitarbeiter 
unabdingbar: 
 

• Richtige Berufseinstellung 
• Positives Selbstwertgefühl 
• Einfühlungsvermögen 
• Kommunikationsfähigkeit 
• Flexibilität 
• Durchsetzungsfähigkeit 
• Teamfähigkeit 
• Vorausschauendes Denken und Handeln 
• Eine große Portion Gelassenheit 

 
Jeder Mensch bringt unterschiedliche Veranlagungen und Erfahrungen in den Beruf ein, doch viele 
Dinge im Umgang mit Menschen kann man dazulernen. Man muss nur bereit sein, Hintergründe und 
Zusammenhänge des menschlichen Verhaltens erfahren zu wollen. Die Umsetzung in angemessenes 
und zielgerechtetes eigenes Auftreten ist dann eine Frage des Wollens und des Trainings. 
 
Außer dem Kennen und Verstehen von Grundlagen und Zusammenhängen des menschlichen 
Verhaltens ist beim Sicherheitsmitarbeiter eine ausgeprägte Menschenkenntnis wünschenswert. 
Menschenkenntnis ist eine Fähigkeit, andere Menschen „richtig“ einzuschätzen. Sie wird erworben 
durch Lebenserfahrung und Beobachtung von Menschen in unterschiedlichen Situationen. Die 
Menschenkenntnis ist daher an die Erfahrungen und Fähigkeiten der jeweiligen Person gebunden. Sie 
beinhaltet die Gefahren der unzulässigen Verallgemeinerung, der Verwendung von Vorurteilen, des 
Beharrens auf den ersten Eindruck, auch wenn er sich später als falsch erweist. Auch die momentane 
körperliche und seelische Verfassung können die Einschätzung einer anderen Person beeinflussen. 
Trotzdem ist die schnelle Beurteilung von Personen und Situationen aufgrund der eigenen Menschen-
kenntnis wichtig, um angemessen reagieren zu können.  
 
Wahrnehmung    
Die Wahrnehmung stützt sich auf alle Sinne (Sehen, Hören, Riechen, Fühlen, Schmecken). 
Wie und was wahrgenommen wird, hängt von verschiedenen Faktoren ab: 
- Persönliches Befinden 
- Aufmerksamkeit 
- Sachverständnis 
- Interesse 
- Motivation 
- Wahrnehmungsfähigkeit  (z.B. Gehörschaden) 
Im Bezug auf das Beurteilen von Personen können verschiedene Fehlerquellen auftreten: 
- eigne Urteilstendenz (kann negativ oder positiv geprägt sein) 
- vermeintliche Ähnlichkeit  (einem sympathischen Menschen billigt man eigene gute Eigenschaften 
gern zu, unsympathischen nicht). 
- unbewusste Projektion  (wenn man bei einem Unbekannten das „Ebenbild“ eines Bekannten zu 
entdecken glaubt, „überträgt“ man mitunter die Eigenschaften des Bekannten auf den Fremden). 
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Umgang mit Verteidigungswaffen  

 
Gesetzliche Grundlagen 
 
Die Zielrichtung der waffenrechtlichen Regelungen ist die Aufrechterhaltung der öffentlichen Sicherheit 
und Ordnung. Dieser Zielrichtung folgend liegt den entsprechenden Gesetzen und Verordnungen die 
Absicht zu Grunde, so wenig wie möglich Waffen unter das Volk zu bringen. 
Jede waffenrechtliche Erlaubnis bedeutet für deren Inhaber einen Vertrauensvorschuss des Staates. 
Dieser verpflichtet zur absoluten Sorgfalt für alle Personen, die für den Umgang mit Waffen 
verantwortlich sind. 
 
Folgende Gesetze, Verordnungen und Vorschriften können für das Sicherheitsgewerbe von 
Bedeutung sein: 
 

• Waffengesetz (WaffenG) 
• Waffenverordnungen (WaffV) 
• Beschussgesetz (BeschG) 
• Gesetz über die Kontrolle von Kriegswaffen (KWKG) 
• Bewachungsverordnung (BewachV) 
• Berufsgenossenschaftliche Vorschrift (BGV C7) 

 
Das Waffengesetz gibt folgende Begriffserklärungen und Zuordnungen: 

• Waffen sind Schusswaffen oder ihnen gleichgestellte Gegenstände und tragbare 
Gegenstände.  

• Schusswaffen sind Gegenstände, die zum Angriff oder zur Verteidigung, zur Signalgebung, 
zur Jagd, zur Distanzinjektion, zur Markierung, zum Sport oder zum Spiel bestimmt sind und 
bei denen Geschosse durch einen Lauf getrieben werden 

• Schusswaffen gleichgestellte Gegenstände sind tragbare Gegenstände, die zum Abschießen 
von Munition bestimmt sind, sowie tragbare Gegenstände, bei denen bestimmungsgemäß 
feste Körper gezielt verschossen werden, deren Antriebsenergie durch Muskelkraft 
eingebracht und durch eine Sperrvorrichtung gespeichert werden kann (z.B. Armbrüste). 

 
 
§ 1 Abs. 4 WaffG Waffenbegriffe 
Schusswaffen sind Gegenstände, die zum Angriff oder zur Verteidigung, zur Signalgebung, zur Jagd, 
zur Distanzinjektion, Sport und Spiel usw. bei denen ein Geschoß durch den Lauf getrieben wird. 
Automatische Waffen  sind Waffen, die nach Abgabe eines Schusses selbsttätig erneut schussbereit 
werden (Vollautomaten = Maschinenpistole / Halbautomaten= Pistole) 
Hieb und  Stoßwaffen  sind die ihrer Natur nach dazu bestimmt sind, unter Ausnutzung der 
Muskelkraft durch Hieb, Stoß oder Stich Verletzungen beizubringen (Messer, Schlagstock). 
Gleichgestellt sind Waffen, die unter Ausnutzung einer anderen als mechanischer Energie durch 
Berührung Verletzungen beizufügen (z.B. Elektroschocker). 
 
Erwerben, Überlassen, Führen von Waffen 
Unter dem Erwerb  einer Waffe versteht man die Erlangung der tatsächlichen Gewalt (Finden oder 
übergeben bekommen „Sachherrschaft“). Überlassen einer Waffe bedeutet, dass man einer anderen 
Person die tatsächliche Gewalt einräumt. 
 
Führen einer Waffe bedeutet, dass man eine Waffe zugriffsbereit außerhalb des eigenen befriedeten 
Besitztums bei sich trägt (Waffenschein vonnöten, sowie eine Haftpflichtversicherung § 4 WaffG) der 
Waffenschein gilt für 3 Jahre und kann maximal 2-mal für 3 Jahre verlängert werden. 
 
Transportieren  einer Waffe ist, wenn die Waffe nicht zugriffsbereit (Waffe ungeladen in einem 
verschlossenen Koffer von der Munition getrennt transportiert wird „Waffenbesitzkarte nötig“). 
 
Nach § 42 WaffG ist es verboten, in öffentlichen Veranstaltungen Waffen zu führen. Die zuständige 
Behörde kann jedoch eine Ausnahmegenehmigung erteilen. 
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Unfallverhütungsvorschriften 
 
Allgemeines 
Unfallverhütungsvorschriften dienen – wie der Name es sagt – der Unfallverhütung. Ihre Einhaltung 
trägt wesentlich zur Arbeitssicherheit bei. 
 
Damit ein gewisser Befolgungsdruck aufgebaut wird, werden sie von den Berufsgenossenschaften 
(BG) als Rechtsvorschriften kraft gesetzlicher Ermächtigung durch das Sozialgesetzbuch erlassen. 
 
Damit sind die Unfallverhütungsvorschriften (UVV): 

• Vorschriften für die Mitarbeiter und Gewerbetreibenden 
• Auch Rechtsvorschriften für Fremdfirmen wie z.B. Sicherheitsunternehmen 
• Bestimmungen, die bei der Unterlassung der Zuwiderhandlung Ordnungswidrigkeiten 

darstellen, welche von den Berufsgenossenschaften mit Geldbußen geahndet werden. 
 
Für das Bewachungsgewerbe sind besonders folgende Berufsgenossenschaftlichen Vorschriften 
(BGV) von Bedeutung: 

• C7 „Wach- und Sicherungsdienste 
• A1 „Grundsätze der Prävention“ 
• A8 „Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz“/ ASR 1.3 

(Arbeitsstättenrichtlinien) 
• BGR 133 Ausrüstung der Arbeitsstätten mit Feuerlöschern/ ASR 2.2 

 
Der Arbeitssicherheit dienen weiterhin staatliche Arbeitsschutzvorschriften, zum Beispiel das 
Arbeitsschutzgesetz und die Arbeitsstättenverordnung, aber auch die allgemein anerkannten Regeln 
der Sicherheitstechnik und Arbeitsmedizin, wie die Normen des Institutes für Normung e.V. oder die 
Bestimmungen des Vereins Deutscher Elektrotechniker (VDE). 
 
Unfallversicherungsträger sind die gewerblichen und landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften 
und andere Unfallversicherungsträger im öffentlichen Dienst. 
 
Unfallversicherungsträger für das Bewachungswesen ist die Verwaltungs-Berufsgenossenschaft 
(VBG). 
 
In dieser Funktion ist die VGB zuständig für die Versorgung bei Arbeitsunfällen und Berufskrankheiten 
nach dem Sozialgesetzbuch Teil VII. 
 
Ein „anzeigepflichtiger Versicherungsfall“ in der Unfallversicherung ist: 

• Der Arbeitsunfall mit einer Arbeitsunfähigkeit von mehr als 3 Tagen, die von einem 
„Durchgangsarzt“ bestätigt werden muss. 

• Der Verdacht auf eine Berufskrankheit 
• Der Arbeitsunfall mit tödlicher Folge. 

 
Ein „Durchgangsarzt“ ist ein von der jeweiligen Berufsgenossenschaft bestellter Arzt, dem jeder bei 
einem Arbeitsunfall Verletzte vorgestellt werden muss, 

• Wenn die Arbeitsunfähigkeit über den Unfalltag andauert 
• Oder die Behandlungsbedürftigkeit voraussichtlich länger als 1 Woche dauert. 

 
Grundlagen 
Das Sozialgesetzbuch bestimmt in seinem siebten Buch, dass die Unfallversicherungsträger 
Unfallverhütungsvorschriften  (UVV) erlassen. 
Als Unfallversicherungsträger fungieren hauptsächlich die Berufsgenossenschaften (BG), die ihre 
Vorschriften und Regelwerke nach folgendem System geordnet haben: 

- BGV (berufsgenossenschaftliche Vorschriften) 
- BGR (berufsgenossenschaftliche Regeln „Regeln für die Erfüllung der BGV“) 
- BGI  (berufsgenossenschaftliche Informationen „Spezielle Veröffentlichungen für bestimmte 

Tätigkeiten“) 
- BGG (berufsgenossenschaftliche Grundsätze „Festlegungen für die Prüfungen von 

Arbeitsmitteln und Arbeitsmedizinischen Untersuchungen“) 
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- ASR (Arbeitsstättenrichtlinien) 
Unfallverhütungsvorschriften: 
 
BGV A 1 (Grundsätze der Prävention)  
BGV C 7 (Wach-und Sicherungsdienste) 
BGV A 8/ ASR1.3 (Sicherheits- und Gesundheitsschutzkennzeichnung am Arbeitsplatz) 
BGV D 29 (Fahrzeuge) 
BGR 133/ASR 2.2 (Regeln für die Ausrüstung von Arbeitstätten mit Feuerlöschern) 
BGV C 7 Aushändigen und quittieren lassen!  
BGV A 1 (Grundsätze der Prävention) 
      1.     Allgemeine Vorschriften und Pflichten des Unternehmers 
      2.     Pflichten der Versicherten 
      3.     Betriebsanlagen und Betriebsregelungen 
      4.     Arbeitsmedizinische Vorsorge 

1.  Übergangsbestimmungen 
 
 
BGV C 7 (Wach- Sicherungs- und Werttransportdienste 

1. Geltungsbereich 
2. Gemeinsame Bestimmungen 
3. Besondere Bestimmungen für Geldtransporte 
4. Ordnungswidrigkeiten 

 
BGV A 8 (Sicherheits- und Gesundheitskennzeichnungen am Arbeitsplatz) 

1. Geltungsbereich 
2. Begriffsbestimmungen 
3. Kennzeichnung 
4. Flucht- und Rettungsplan 
5. Instandhaltung 
6. Prüfungen 
7. Ordnungswidrigkeiten 
8. Übergangs- und Ausführungsbestimmungen 
 

BGV D 29 (Fahrzeuge) „Auszug“ 
1. Bau und Ausrüstung 
2. Betrieb 

 
BGR 129 Einsatz von Personen-Notsignal Anlagen 
 
BGR 133 (Regeln für die Ausrüstung von Arbeitstätten mit Feuerlöschern) 

1. Anwendungsbereich 
2. Begriffsbestimmungen 
3. Allgemeine Anforderungen 
4. Bauarten, Eignung und Anzahl der Feuerlöscher 
5. Betrieb 
6. Prüfung 
7. Zeitpunkt der Anwendung 
8. Anhänge 

 
BGV A 8/ ASR 1.3:  
Grundsätze für die Gestaltung von Sicherheitszeiche n 
 
 
 

SIEHE ANHANG AUSZÜGE INHALTE DER BGV & ASR 
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Grundzüge der Sicherheitstechnik 
   
 Grundlagen 
 

1. Allgemeines 
 
Grundgedanke eines jeden Sicherheitskonzeptes für Sicherungsobjekte ist das effiziente 
Zusammenwirken von: 
 

• Mechanischer Grundsicherheit 
• Elektronischen Überwachungseinrichtungen und 
• Organisatorischen Maßnahmen der Schadensverhütung 

 
Organisatorische Maßnahmen  sind in der Regel mit dem Einsatz von Personal verbunden: 
Bedrohungsanalyse – Erkennen der Gefahren für das Schutzobjekt 
Sicherheitskonzeption – Planung der Maßnahmen/ Einbeziehung der Schutzziele/Dienstanweisung 
Restrisikoergebnis – bestimmt die Art der Dienstausführung 
Ein Restrisiko für das Sicherungsobjekt ist aber nicht auszuschließen. 
 
Elektronische Sicherungseinrichtungen  
Überwachung von Schutzobjekten – Früherkennung und Meldung von Gefahrzuständen 
Als Ersatz personeller Tätigkeiten – z.B. Freischaltungen 
 
Mechanische Sicherungseinrichtungen 
Trennung und Kennzeichnung – Sicherungsbereich von den angrenzenden Bereichen 
Abschreckung und Angriffswiderstand – hoher Aufwand und Risiko bei der Überwindung  
 
Die Sicherheit hängt davon ab, wie viel Sicherungsaufwand möglich bzw. gewollt ist. Eine 
hundertprozentige Sicherheit kann es aber nicht geben. 
Sicherheit entsteht durch das sinnvolle Zusammenspiel  von drei Faktoren: 

a) mechanische Sicherungseinrichtungen (Türen und Schlösser zur 
Einbruchshemmung) 

b) elektronische Sicherungstechnik (Riegelkontakte, EMA) 
c) Organisatorische, personelle Maßnahmen (Revierstreifen, Alarmverfolgung) 

 
 
                                                    Mechanik                                           Elektroni k 
 
                                                                                                Optimaler 
                                                                                                  Schu tz 
 
 

 
 

 Personelle/ Organisatorische 
Maßnahmen 

 
 
Widerstandswert: Welchen Widerstand die Einrichtung gegen mechanische Angriffe entgegensetzen 
Widerstandszeitwert gibt an, wie lange eine Barriere einem bestimmten Angriff standhalten kann. 
 
Mechanische Sicherungseinrichtungen 
  
Ziel der Mechanischen Barrieren sind: 
einer Gefahr aus der Umwelt oder einem Angriff einen möglichst hohen Widerstand entgegenzusetzen 

• gegen das Eindringen von Personen, 
• gegen die Zerstörungen von Einrichtungen 
• gegen das Freisetzen von gefährlichen Stoffen 
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Praktische Hinweise zur Prüfung !  
 
Lesen Sie sich  die Prüfungsfragen in Ruhe  und genau  durch und überlegen Sie in Ruhe, 
damit Fehler vermieden werden! 
 
 
Der Prüfungsausschuss besteht aus mindestens 3 Prüfern. Sollten Sie begründete Befürchtungen 
oder Anhalte haben, dass einer der Prüfer befangen ist, dann kann diese Person abgelehnt 
werden. 
Die Sachkundeprüfung besteht aus einem Teil schriftlicher Fragen und einem Teil mündlicher 
Fragen. Beide Teile der Prüfung werden mit Punkten bewertet. Zur mündlichen Prüfung werden 
nur Teilnehmer zugelassen, die die schriftliche Prüfung mit 50% der möglichen Gesamtpunkte 
abgeschlossen haben. 
 

Es werden keine Noten vergeben, es gibt nur „bestanden oder nicht bestanden“ 
Wer  nicht 50% in der schriftlichen Prüfung erreicht hat, muss sich erneut zur Prüfung anmelden 
Wer nur die mündliche Prüfung nicht bestanden hat, muss nur die mündliche Prüfung wiederholen 

 
Vor jeder Prüfung wird die Identität des zu Prüfenden festgestellt, deshalb ist ein 
Personaldokument mitzuführen. 
 
Für den schriftlichen Teil der Prüfung sind 120 Minuten vorgesehen und bis zu 72 Aufgaben zu 
lösen (Multiple- choice- Verfahren), wobei 100 Punkte erreichbar sind. Diese sind in die einzelnen 
Sachgebiete verteilt. Bestanden ist ab 50 Punkten. 
Der mündliche Teil der Prüfung kann mit bis zu 5 zu Prüfenden zugleich durchgeführt werden, 
wobei die Prüfungszeit pro Teilnehmer nicht über 15 Minuten hinausgehen sollte. Auch hier 
müssen 50% der gestellten Fragen richtig beantwortet werden. 
 
Lesen Sie sich  die Prüfungsfragen in Ruhe und genau  durch damit Fehler vermieden 
werden! 
 
 
 

Für Fragen zu Sicherheitsdienstleistungen und weite re Aus- und Fortbildungen steht ihnen der Autor und  weiteres 
fachkundiges Personal zur Verfügung.  
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Bilderanhang: 
 
           Rauchmelder                               Wärmemelder                Druckknopfmelder           Gasmelder            Bewegungsmelder 

  
   
 
 
 
 

 
                                                                                                Optisch/Akkustischer Melder 

 
 Drehkreuztüren (Personenvereinzelung) 

 
 ZKS- Videoüberwachung 
  
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Schlüsselarten 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 1. Kernpanzerung 
 2. Stahlstifte als Kernbohrschutz 
 3. Versetzte Stifte als Gehäuseschutz 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
                                                                                                                                                                          
 


